
Beamtengesetz
für das Land Nordrhein-Westfalen

(Landesbeamtengesetz – LBG)
Vom 21. April 2009

(GV. NW. S. 224)
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 938)

– Auszug –

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden und
Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit das Beamtenstatusge-
setz (BeamtStG) keine anderweitige Regelung enthält.

(2) Die Kirchen und öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften können Vorschriften
dieses Gesetzes für anwendbar erklären.1

(3)  Der Abschnitt 5 des Gendiagnostikgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2529, 3672)
ist entsprechend anzuwenden auf

1. alle Personen,

a) die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes stehen,

b) die sich für ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis beworben haben oder

c) deren öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis beendet ist und

2. alle Dienstherren im Anwendungsbereich dieses Gesetzes.

(4) Soweit personenbezogene Bezeichnungen im Maskulinum stehen, wird diese Form
verallgemeinernd verwendet und bezieht sich auf beide Geschlechter.

§ 21
Nachteilsausgleich

(1) Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und die Betreuung von Kindern oder die
Pflege einer oder eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen Angehörigen dürfen
sich bei der Einstellung und der beruflichen Entwicklung nach Maßgabe der Absätze 2 und
3 nicht nachteilig auswirken.

1 Aufgrund von § 9 des Ausführungsgesetzes zum Kirchenbeamtengesetz (Nr. 751) ist zur Ergänzung des Kirchenbeamtengesetzes
der EKD (Nr. 750) das jeweils im Lande Nordrhein-Westfalen geltende Beamtenrecht sinngemäß anzuwenden, soweit das kirchliche
Recht nichts anderes bestimmt.
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(2) Haben sich die Anforderungen an die fachliche Eignung eines Bewerbers für die Ein-
stellung in den öffentlichen Dienst in der Zeit erhöht, in der sich seine Bewerbung um
Einstellung infolge der Geburt oder Betreuung eines Kindes verzögert hat, und hat er sich
innerhalb von drei Jahren nach der Geburt dieses Kindes beworben, ist der Grad der fach-
lichen Eignung nach den Anforderungen zu prüfen, die zu dem Zeitpunkt bestanden haben,
zu dem er sich ohne die Geburt des Kindes hätte bewerben können. Für die Berechnung
des Zeitraums der Verzögerung sind die Fristen nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz sowie dem Mutterschutzgesetz zugrunde zu legen. Die Sätze 1 und 2 gelten
entsprechend für die Verzögerung der Einstellung wegen der tatsächlichen Pflege einer
oder eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen.

(3) Zum Ausgleich beruflicher Verzögerungen infolge

1. der Geburt oder der tatsächlichen Betreuung oder Pflege eines Kindes unter achtzehn
Jahren oder

2. der tatsächlichen Pflege einer oder eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen
sonstigen Angehörigen

ist eine Beförderung ohne Mitwirkung des Landespersonalausschusses abweichend von
§ 20 Abs. 2 Nr. 1 und 2 während der Probezeit und vor Ablauf eines Jahres seit Beendigung
der Probezeit möglich. Das Ableisten der regelmäßigen Probezeit bleibt unberührt.

(4) Die Absätze 2 und 3 sind in den Fällen des Nachteilsausgleichs für ehemalige Beamte
der Bundespolizei, für ehemalige Soldaten nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz und dem
Soldatenversorgungsgesetz sowie für ehemalige Zivildienstleistende nach dem Zivil-
dienstgesetz und Entwicklungshelfer nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz entsprechend
anzuwenden.

§ 22
Leitende Funktion auf Probe

(1) Ein Amt mit leitender Funktion im Sinne des Absatzes 7 wird zunächst im Beamten-
verhältnis auf Probe übertragen. Die regelmäßige Probezeit beträgt zwei Jahre. Die oberste
Dienstbehörde kann eine Verkürzung der Probezeit zulassen; die Mindestprobezeit beträgt
ein Jahr. Zeiten, in denen dem Beamten eine leitende Funktion nach Satz 1 bereits über-
tragen worden ist, können auf die Probezeit angerechnet werden. Es ist nicht zulässig, die
Probezeit zu verlängern.

(2) In ein Amt nach Absatz 1 darf nur berufen werden, wer

1. sich in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem Richterverhältnis auf
Lebenszeit befindet und

2. in dieses Amt auch als Beamter auf Lebenszeit berufen werden könnte.
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Ein Richter darf in ein Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1 nur berufen werden,
wenn er zugleich zustimmt, bei Fortsetzung des Richterverhältnisses auf Lebenszeit auch
in einem anderen Richteramt desselben Gerichtszweiges verwendet zu werden.

(3) Vom Tage der Ernennung ruhen für die Dauer des Beamtenverhältnisses auf Probe die
Rechte und Pflichten aus dem Amt, das dem Beamten zuletzt im Beamtenverhältnis oder
im Richterverhältnis auf Lebenszeit übertragen worden ist, mit Ausnahme der Pflicht zur
Amtsverschwiegenheit und des Verbotes der Annahme von Belohnungen und Geschen-
ken; das Beamtenverhältnis oder das Richterverhältnis auf Lebenszeit besteht fort. Dienst-
vergehen, die mit Bezug auf das Beamtenverhältnis oder das Richterverhältnis auf Le-
benszeit oder das Beamtenverhältnis auf Probe begangen worden sind, werden so verfolgt,
als stünde der Beamte nur im Beamtenverhältnis oder im Richterverhältnis auf Lebenszeit.

(4) Der Landespersonalausschuss kann Ausnahmen von Absatz 2 Satz 1 zulassen. Befin-
det sich der Beamte nur in dem Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1, bleiben die
für die Beamten auf Probe geltenden Vorschriften des Disziplinargesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen unberührt.

(5) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Probezeit ist dem Beamten das Amt nach Ab-
satz 1 auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu übertragen; eine erneute Beru-
fung des Beamten in ein Beamtenverhältnis auf Probe zur Übertragung dieses Amtes in-
nerhalb eines Jahres ist nicht zulässig. Wird das Amt nicht auf Dauer übertragen, endet der
Anspruch auf Besoldung aus diesem Amt. Weitergehende Ansprüche bestehen nicht.

(6) § 20 Abs. 3 Satz 1 findet keine Anwendung.

(7) Ämter im Sinne des Absatzes 1 sind

1. im Landesdienst die

1.1 Ämter der erstmalig als Referatsleiter in den obersten Landesbehörden oder
den diesen angegliederten Dienststellen eingesetzten Beamten sowie die min-
destens der Besoldungsordnung B 4 angehörenden Ämter der in den obersten
Landesbehörden oder den diesen angegliederten Dienststellen tätigen Beamten,

1.2 mindestens der Besoldungsgruppe A 15 oder der Besoldungsordnung B an-
gehörenden Ämter der Leiter von Behörden, Einrichtungen und Landesbetriebe
sowie von Justizvollzugsanstalten,

1.3 der Besoldungsgruppe A 16 oder der Besoldungsordnung B angehörenden
Ämter der Leiter von Teilen (Abteilungen oder Gruppen) der den obersten Lan-
desbehörden nachgeordneten Behörden, Einrichtungen und Landesbetriebe,

1.4 Ämter der Besoldungsgruppe A 16 bei den Polizeibehörden,

1.5 Ämter der Leiter öffentlicher Schulen sowie der Leiter von Studiensemina-
ren,
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1.6 Ämter der als Leiter einer Oberfinanzdirektion eingesetzten Beamten, die
zugleich Bundesbeamte sind, sowie das Amt des Leiters der Zentralstelle für die
Vergabe von Studienplätzen,

2. im Dienst der Gemeinden und Gemeindeverbände die Ämter der Leiter von Organi-
sationseinheiten, die dem Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen Wahlbeam-
ten oder diesem in der Führungsfunktion vergleichbaren Beschäftigten unmittelbar
unterstehen, sofern in der Hauptsatzung allgemein für diese Ämter die Übertragung
auf Probe bestimmt ist,

3. im Dienst der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die Ämter, die nach Maßgabe einer von
der zuständigen obersten Aufsichtsbehörde zu erlassenden Rechtsverordnung dazu
bestimmt werden.

Bei jeder Beförderung in ein Amt, das von den Nummern 1.1 bis 1.5 erfasst wird, ist erneut
eine Probezeit zu leisten.

(8) Absatz 1 gilt nicht für die Ämter der Mitglieder des Landesrechnungshofes nach § 2
Abs. 1 des Gesetzes über den Landesrechnungshof sowie für die Ämter, die

a) aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften im Beamtenverhältnis auf Zeit übertragen
werden oder

b) in § 37 Abs. 1 genannt sind.

(9) Der Beamte führt während seiner Amtszeit nur die Amtsbezeichnung des ihm nach
Absatz 1 übertragenen Amtes. Wird ihm das Amt nach Absatz 1 nicht auf Dauer übertragen,
darf er die Amtsbezeichnung nach Satz 1 mit dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis
auf Probe nicht weiterführen.

(10)Der Beamte ist mit

a) der Übertragung eines Amtes nach Absatz 8 bei demselben Dienstherrn oder

b) Beendigung seines Beamtenverhältnisses oder Richterverhältnisses auf Lebenszeit

aus dem Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1 entlassen.

§ 32
Hinausschieben der Altersgrenze

(1) Der Eintritt in den Ruhestand kann auf Antrag des Beamten um bis zu drei Jahre, jedoch
nicht über das Ende des Monats, in dem das siebzigste Lebensjahr vollendet wird hinaus,
hinausgeschoben werden, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt. Der Antrag ist spä-
testens sechs Monate vor Eintritt in den Ruhestand zu stellen. Im Verlängerungszeitraum
ist der Beamte auf seinen Antrag hin jederzeit in den Ruhestand zu versetzen; die beantragte
Versetzung kann aus zwingenden dienstlichen Gründen um bis zu drei Monate hinausge-
schoben werden.
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(2) Wenn dienstliche Gründe im Einzelfall die Fortführung der Dienstgeschäfte erfordern,
kann die für die Versetzung in den Ruhestand zuständige Stelle mit Zustimmung der
obersten Dienstbehörde und des Beamten den Eintritt in den Ruhestand für eine bestimmte
Dauer, die jeweils ein Jahr und insgesamt drei Jahre nicht übersteigen darf, hinausschieben.
Bei Wahlbeamten bedarf diese Entscheidung einer Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen
Mitgliederzahl des betreffenden Wahlgremiums.

(3) Absätze 1 und 2 gelten bei einer gesetzlich bestimmten besonderen Altersgrenze ent-
sprechend.

§ 33
Dienstunfähigkeit, Antragsruhestand

(1) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähigkeit des Beamten, so ist er verpflichtet, sich
nach Weisung der dienstvorgesetzten Stelle durch einen Arzt der unteren Gesundheitsbe-
hörde untersuchen und, falls ein Arzt der unteren Gesundheitsbehörde dies für erforderlich
hält, auch beobachten zu lassen. Gesetzliche Vorschriften, die für einzelne Beamtengrup-
pen andere Voraussetzungen für die Beurteilung der Dienstunfähigkeit bestimmen, bleiben
unberührt. Die Frist nach § 26 Abs. 1 Satz 2 BeamtStG beträgt 6 Monate.

(2) Beantragt der Beamte, ihn nach § 26 Abs. 1 Satz 1 BeamtStG in den Ruhestand zu
versetzen, so hat die dienstvorgesetzte Stelle nach Einholung eines amtlichen Gutachtens
der unteren Gesundheitsbehörde zu erklären, ob sie ihn nach pflichtgemäßem Ermessen
für dauernd unfähig hält, seine Amtspflichten zu erfüllen; die nach § 36 Abs. 1 zuständige
Stelle ist an die Erklärung der dienstvorgesetzten Stelle nicht gebunden; sie kann auch
andere Beweise erheben. Die ärztliche Untersuchung erfolgt durch einen Arzt der unteren
Gesundheitsbehörde und einen als Gutachter beauftragten Arzt. Das Nähere zur Ausfüh-
rung von Satz 2 regelt das Innenministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
und dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales.

(3) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit kann ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit
auf seinen Antrag in den Ruhestand versetzt werden

1. frühestens mit Vollendung des dreiundsechzigsten Lebensjahres,

2. als schwerbehinderter Mensch im Sinne von § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch frühestens mit Vollendung des sechzigsten Lebensjahres.

Aus dienstlichen Gründen kann bei Leitern und Lehrern an öffentlichen Schulen die Ver-
setzung in den Ruhestand bis zum Ende des laufenden Schuljahres hinausgeschoben wer-
den.
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§ 42
Wahrnehmung der Aufgaben, Verhalten

Beamte sind verpflichtet, an Maßnahmen der dienstlichen Qualifizierung zur Erhaltung
oder Fortentwicklung ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten teilzunehmen.

§ 43
Unterrichtung der Öffentlichkeit

Die Leitung der Behörde entscheidet, wer Auskünfte an die Öffentlichkeit erteilt.

§ 54
Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn

(1) Der Beamte darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder
Material des Dienstherrn nur mit Genehmigung in Anspruch nehmen. Er hat hierfür ein
angemessenes Entgelt zu entrichten; das Entgelt kann auch nach einem Hundertsatz der
für die Nebentätigkeit bezogenen Vergütung bemessen werden.

(2) Die Genehmigung, Einrichtungen des Dienstherrn in Anspruch zu nehmen, um in ih-
nen außerhalb der allgemeinen Dienststunden mit Personal des Dienstherrn Nebentätig-
keiten auszuüben, kann davon abhängig gemacht werden, dass dem Personal ein ange-
messener Anteil an der Vergütung für die Nebentätigkeit gewährt wird. Der Anteil ist nach
dem Teil der Vergütung zu bemessen, der nach Abzug des durch den Beamten entrichteten
Entgelts (Absatz 1 Satz 2) verbleibt.

§ 60
Arbeitszeit

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit darf im Jahresdurchschnitt einundvierzig Stunden in der
Woche nicht überschreiten. Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit vermindert sich für
jeden gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, um die Stunden, die an diesem
Tag zu leisten wären.

(2) Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, kann die Arbeitszeit entsprechend den
dienstlichen Bedürfnissen verlängert werden. Im wöchentlichen Zeitraum dürfen im Jah-
resdurchschnitt achtundvierzig Stunden einschließlich Mehrarbeitsstunden nicht über-
schritten werden.

(3) Das Nähere zu den Absätzen 1 und 2 sowie zu § 61 Abs. 1 regelt die Landesregierung
durch Rechtsverordnung. Das gilt insbesondere für Regelungen über

1. die Dauer, die Verlängerung und die Verkürzung der regelmäßigen Arbeitszeit,

2. dienstfreie Zeiten,

3. den Ort und die Zeit der Dienstleistung,
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4. den Bereitschaftsdienst,

5. die Mehrarbeit in Einzelfällen,

6. den Arbeitsversuch,

ferner für Regelungen der Pausen und der Dienststunden in der Landesverwaltung.

§ 63
Voraussetzungslose Teilzeitbeschäftigung

(1) Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag Teilzeitbeschäftigung bis auf die Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit und bis zur jeweils beantragten Dauer bewilligt werden, wenn
dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(2) Bei der Genehmigung von Nebentätigkeiten gilt § 49 Abs. 2 Satz 3 mit der Maßgabe,
dass von der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ohne Rücksicht auf die Bewilligung
von Teilzeitbeschäftigung auszugehen ist.

(3) Die zuständige Dienstbehörde kann auch nachträglich die Dauer der Teilzeitbeschäf-
tigung beschränken oder den Umfang der zu leistenden Arbeitszeit erhöhen, soweit zwin-
gende dienstliche Belange dies erfordern. Sie soll eine Änderung des Umfangs der Teil-
zeitbeschäftigung oder den Übergang zur Vollzeitbeschäftigung zulassen, wenn dem Be-
amten die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann
und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Der Antrag auf Verlängerung der Teilzeit-
beschäftigung ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung zu
stellen.

§ 64
Jahresfreistellung

Teilzeitbeschäftigung nach § 63 Abs. 1 kann auf Antrag auch in der Weise bewilligt wer-
den, dass dem Beamten gestattet wird, auf die Dauer von drei bis sieben Jahren die Ar-
beitszeit auf zwei Drittel bis sechs Siebtel der regelmäßigen Arbeitszeit mit der Maßgabe
zu ermäßigen, dass er zwei bis sechs Jahre voll beschäftigt und anschließend ein ganzes
Jahr voll vom Dienst freigestellt wird. Satz 1 gilt entsprechend für die Fälle, in denen die
angestrebte volle Freistellung weniger als ein Jahr betragen soll.

§ 65
Altersteilzeit

(1) Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des
Ruhestandes erstrecken muss, Teilzeitbeschäftigung als Altersteilzeit mit der Hälfte der in
den letzten fünf Jahren vor Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich zu leistenden Ar-
beitszeit bewilligt werden, wenn
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1. die Beamtin oder der Beamte das fünfundfünfzigste Lebensjahr vollendet hat; die
Dauer der Altersteilzeitbeschäftigung darf dabei zehn Jahre nicht übersteigen und

2. dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

Ergeben sich bei der Ermittlung des zeitlichen Umfangs der Altersteilzeitbeschäftigung
Stundenbruchteile, können diese auf volle Stunden aufgerundet werden, sofern personal-
wirtschaftliche Belange dies erfordern. § 63 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt werden, dass der Beamte die bis zum
Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienstleistung vollständig vorab leistet und an-
schließend voll vom Dienst freigestellt wird (Blockmodell). Altersteilzeitbeschäftigung
mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit soll nur im Blockmodell bewilligt
werden; dabei muss der Beamte in der Phase der vorab zu erbringenden Dienstleistung mit
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, im Fall des § 67 im Umfang der bis-
herigen Teilzeitbeschäftigung, Dienst leisten.

(3) Die oberste Dienstbehörde kann von der Anwendung der Vorschrift ganz absehen oder
sie auf bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen beschränken. Die oberste
Dienstbehörde kann auch allgemein oder für bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beam-
tengruppen vorschreiben, dass

1. Altersteilzeit nur im Blockmodell bewilligt werden darf oder

2. die Altersteilzeitbeschäftigung mit bis zu 65 vom Hundert der nach Absatz 1 maßge-
blichen bisherigen Arbeitszeit zu leisten ist, sofern personalwirtschaftliche Belange
dies erfordern.

(4) Während der Zeit einer unterhälftigen Altersteilzeitbeschäftigung besteht Anspruch
auf Leistungen der Krankenfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelun-
gen für Beamte mit Dienstbezügen.

§ 65a
Familienpflegezeit

(1)  Beamtinnen und Beamten mit Dienst- oder Anwärterbezügen, die einen pflegebe-
dürftigen nahen Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen, kann auf Antrag Famili-
enpflegezeit in der Form von Familienpflegeteilzeit bewilligt werden. Die Familienpfle-
geteilzeit wird als Teilzeitbeschäftigung in der Weise bewilligt, dass die Beamtinnen und
Beamten ihre tatsächliche Arbeitszeit während der Pflegephase bis zu längstens 24 Mo-
naten um den Anteil der reduzierten Arbeitszeit ermäßigen, welcher nach Beendigung der
Pflegephase in der ebenso langen Nachpflegephase erbracht wird. Die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit in der Pflegephase muss mindestens 15 Stunden betragen. Die Be-
willigung der Familienpflegeteilzeit ist mit einem Widerrufsvorbehalt für die Fälle des
Absatzes 7 Satz 1 zu versehen.
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(2)  Die Pflegephase der Familienpflegeteilzeit ist nur für einen einzigen zusammenhän-
genden Zeitabschnitt zu bewilligen. Eine nachträgliche Verlängerung der Pflegephase auf
bis zu 24 Monate ist möglich. Familienpflegeteilzeit kann auch von mehreren Personen,
die die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen, anteilig oder parallel wahrgenommen
werden. Für dieselbe pflegebedürftige Person kann eine weitere Familienpflegezeit der
Beamtin oder des Beamten erst für die Zeit nach Beendigung der Nachpflegephase bewil-
ligt werden.

(3)  Durch die Inanspruchnahme der Familienpflegeteilzeit bleiben andere Regelungen
zur Freistellung, Beurlaubung und Teilzeitbeschäftigung nach diesem Gesetz unberührt.
Eine Bewilligung einer Jahresfreistellung nach § 64 oder von Altersteilzeit nach § 65 darf
erst nach vollständiger Beendigung der Familienpflegeteilzeit erfolgen.

(4)  Die Pflegephase der Familienpflegeteilzeit endet mit dem Ablauf des zweiten Monats,
der auf das Ende der häuslichen Pflegesituation folgt, spätestens jedoch nach 24 Monaten.
Die Beendigung der häuslichen Pflege ist der dienstvorgesetzten Stelle unverzüglich mit-
zuteilen. Die Familienpflegeteilzeit endet, nachdem die zu erbringende Dienstleistung in
der Nachpflegephase vollständig geleistet wurde. Eine Bewilligung darf nur erfolgen,
wenn eine vollständige Ableistung der Dienstleistung vor Beginn des Ruhestandes möglich
ist.

Entsprechend Satz 3 muss bei einer Bewilligung während eines Beamtenverhältnisses auf
Widerruf die vollständige zeitliche Ableistung der Familienpflegeteilzeit innerhalb des
Beamtenverhältnisses auf Widerruf möglich sein.

(5)  Die Pflegebedürftigkeit der oder des Angehörigen ist entsprechend § 3 Absatz 1
Nummer 2 des Familienpflegezeitgesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564) in
der jeweils geltenden Fassung nachzuweisen. Soweit Kosten für die ärztliche Bescheini-
gung entstehen, werden sie vom Dienstherrn übernommen. § 7 Absätze 3 und 4 des Pfle-
gezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils geltenden Fassung
gelten entsprechend.

(6)  Während der Familienpflegeteilzeit darf die Entlassung von Beamtinnen und Beamten
auf Probe oder auf Widerruf gegen ihren Willen nur ausgesprochen werden, wenn ein
Sachverhalt vorliegt, bei dem Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit aus dem Dienst zu
entfernen wären. Die §§ 22 und 23 Absätze 1 und 2 des Beamtenstatusgesetzes bleiben
unberührt.

(7)  Treten während des Bewilligungszeitraums der Familienpflegeteilzeit Umstände ein,
welche die vorgesehene Abwicklung unmöglich machen, so ist sie mit Wirkung für die
Vergangenheit zu widerrufen

1. bei Beendigung des Beamtenverhältnisses im Sinne des § 21 des Beamtenstatusgeset-
zes,

2. bei Dienstherrnwechsel oder
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3. in besonderen Härtefällen, wenn der Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung der
Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zuzumuten ist.

Gleichzeitig mit dem Widerruf wird der Arbeitszeitstatus entsprechend der nach dem Mo-
dell zu erbringenden Dienstleistung festgesetzt. Zuviel gezahlte Bezüge sind von den Be-
amtinnen und Beamten zurück zu zahlen. Dies gilt nicht für die überzahlten Bezüge des
Zeitraums der Pflegephase, soweit er bereits in der Nachpflegephase ausgeglichen wurde.
§ 12 des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen bleibt un-
berührt.

§ 66
Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen

Einem Beamten mit Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwingende dienstliche Belange
nicht entgegenstehen, Teilzeitbeschäftigung bis zur Dauer von fünf Jahren mit der Mög-
lichkeit der Verlängerung in der Weise zu bewilligen, dass die Arbeitszeit bis auf die Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit ermäßigt wird, wenn er

1. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

2. einen pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen

tatsächlich betreut oder pflegt. Der Antrag auf Verlängerung einer Teilzeitbeschäftigung
ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung zu stellen.

§ 67
Unterhälftige Teilzeitbeschäftigung

Einem Beamten mit Dienstbezügen kann während der Zeit eines Urlaubs aus familiären
Gründen nach § 71 oder nach § 76 Abs. 2 Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn zwingende dienstliche Belange nicht
entgegenstehen.

§ 68
Informationspflicht bei Teilzeitbeschäftigung

Wird Teilzeitbeschäftigung beantragt, sind die Beamten auf die Folgen ermäßigter Ar-
beitszeit hinzuweisen, insbesondere auf die Folgen für Ansprüche auf Grund beamten-
rechtlicher Regelungen.

§ 69
Benachteiligungsverbot

Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen;
eine unterschiedliche Behandlung von Beamten mit ermäßigter Arbeitszeit gegenüber Be-
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amten mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende sachliche Gründe sie
rechtfertigen.

§ 70
Urlaub aus arbeitsmarktpolitischen Gründen

(1) Beamten mit Dienstbezügen kann in Bereichen, in denen wegen der Arbeitsmarktsi-
tuation ein außergewöhnlicher Bewerberüberhang besteht und deshalb ein dringendes öf-
fentliches Interesse daran gegeben ist, verstärkt Bewerber im öffentlichen Dienst zu be-
schäftigen,

1. auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von insgesamt höchstens sechs
Jahren,

2. nach Vollendung des fünfundfünfzigsten Lebensjahres auf Antrag, der sich bis auf die
Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, Urlaub ohne Dienstbezüge

bewilligt werden, wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(2) Dem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen werden, wenn der Beamte erklärt,
während der Dauer des Bewilligungszeitraumes auf die Ausübung genehmigungspflich-
tiger Nebentätigkeiten gegen Vergütung zu verzichten und Tätigkeiten nach § 51 gegen
Vergütung nur in dem Umfang auszuüben, wie er sie bei Vollzeitbeschäftigung ohne Ver-
letzung dienstlicher Pflichten ausüben könnte. Ausnahmen von Satz 1 sind nur zulässig,
soweit sie dem Zweck der Bewilligung des Urlaubs nicht zuwiderlaufen. Eine Rückkehr
aus dem Urlaub kann zugelassen werden, wenn dem Beamten die Fortsetzung des Urlaubs
nicht zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(3) Urlaub nach Absatz 1 darf auch im Zusammenhang mit Urlaub nach § 71 Abs. 1 die
Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten. Bei Beamten im Schul- und Hochschuldienst
kann der Bewilligungszeitraum bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres oder Semes-
ters ausgedehnt werden. Der Antrag auf Verlängerung eines Urlaubs nach Absatz 1 Nr. 1
ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung zu stellen. In den
Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 findet Satz 1 keine Anwendung, wenn es dem Beamten nicht
mehr zuzumuten ist, zur Voll- oder Teilzeitbeschäftigung zurückzukehren.

(4) Urlaub nach Absatz 1 Nr. 2 kann bereits nach Vollendung des 50. Lebensjahres be-
willigt werden. Absatz 3 Satz 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Dauer des
Urlaubs fünfzehn Jahre nicht überschreiten darf.

§ 71
Urlaub aus familiären Gründen

(1) Einem Beamten mit Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwingende dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen, ein Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von drei Jahren
mit der Möglichkeit der Verlängerung zu gewähren, wenn er
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a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

b) einen pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen

tatsächlich betreut oder pflegt.

(2) Die Dauer des Urlaubs im Sinne des Absatzes 1 darf auch in Verbindung mit Urlaub
nach § 70 Abs. 1 zwölf Jahre nicht überschreiten. Bei Beamten im Schul- und Hochschul-
dienst kann der Bewilligungszeitraum bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres oder
Semesters ausgedehnt werden. Dies gilt auch bei Wegfall der tatbestandlichen Vorausset-
zungen des Absatzes 1. Der Antrag auf Verlängerung eines Urlaubs ist spätestens sechs
Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung zu stellen. § 63 Abs. 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend, auch für eine Rückkehr aus dem Urlaub mit dem Ziel, die Vollzeitbeschäftigung
oder eine Teilzeitbeschäftigung aufzunehmen.

(3) Während der Zeit der Beurlaubung ohne Dienstbezüge nach Absatz 1 in Verbindung
mit Absatz 2 Satz 1 besteht ein Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge in entspre-
chender Anwendung der Beihilferegelungen für Beamte mit Dienstbezügen. Dies gilt
nicht, wenn der Beamte berücksichtigungsfähiger Angehöriger eines Beihilfeberechtigten
wird oder Anspruch auf Familienhilfe nach § 10 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch hat.

§ 72
Informationspflicht bei langfristiger Beurlaubung

Wird eine langfristige Beurlaubung beantragt, sind die Beamten auf die Folgen langfris-
tiger Beurlaubungen hinzuweisen, insbesondere auf die Folgen für Ansprüche auf Grund
beamtenrechtlicher Regelungen.

§ 81
Pflicht zum Schadensersatz

(1) Ansprüche nach § 48 BeamtStG verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem
der Dienstherr von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt
hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung
an. Hat der Dienstherr einem Dritten Schadenersatz geleistet, so tritt an die Stelle des
Zeitpunktes, in dem der Dienstherr von dem Schaden Kenntnis erlangt, der Zeitpunkt, in
dem der Ersatzanspruch des Dritten diesem gegenüber vom Dienstherrn anerkannt oder
dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festgestellt wird.

(2) Leistet der Beamte dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen
einen Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Beamten über.
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§ 121
Wissenschaftliches und künstlerisches Personal an den Hochschulen

(1) Auf die Professoren, Juniorprofessoren, wissenschaftlichen und künstlerischen Mit-
arbeiter, Lehrkräfte für besondere Aufgaben, die als solche an einer Hochschule des Landes
in das Beamtenverhältnis berufen sind, und die in § 133 genannten Beamten finden die für
die Beamten allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Für Ernennungen gilt § 15 Abs. 3 Satz 3 mit der Maßgabe, dass die jeweiligen Ämter
mit gleichem Endgrundgehalt und gleicher Amtsbezeichnung demselben Fachbereich zu-
geordnet sind und Professoren und Juniorprofessoren im Angestelltenverhältnis in die Be-
rechnung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 einbezogen werden.

(3)  Für den Antrag auf Hinausschieben der Altersgrenze gilt für Professorinnen und Pro-
fessoren, denen in einem rechtlich verselbständigten Universitätsklinikum die Leitung ei-
ner Abteilung mit Aufgaben in der Krankenversorgung übertragen worden ist, § 32 Ab-
satz 1 Satz 2 mit der Maßgabe, dass der Antrag spätestens zwölf Monate vor Eintritt in den
Ruhestand zu stellen ist.

§ 122
Staatsangehörigkeit, Erholungsurlaub

(1) Sollen Professoren, Juniorprofessoren oder wissenschaftliche und künstlerische Mit-
arbeiter in ein Beamtenverhältnis berufen werden, können Ausnahmen von § 7 Abs. 1 Nr. 1
und Abs. 2 BeamtStG nach § 7 Abs. 3 BeamtStG vom Innenministerium zugelassen wer-
den.

(2) Beamte, die im Rahmen ihrer Dienstaufgaben zur Lehrtätigkeit verpflichtet sind, müs-
sen ihren Erholungsurlaub in der vorlesungsfreien Zeit nehmen.

§ 123
Arten und Verlängerung des Beamtenverhältnisses

(1) Die Professoren werden in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen.

(2) Professoren können zur Deckung eines vorübergehenden Lehrbedarfs, zur Wahrneh-
mung der Oberarztfunktion oder aus sonstigen Gründen, die eine Befristung nahe legen,
in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen werden. Die Dauer des Beamtenverhältnisses
darf zur Wahrnehmung der Oberarztfunktion sechs Jahre, in den übrigen Fällen nach Satz 1
fünf Jahre nicht übersteigen. Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, ist das Be-
amtenverhältnis auf Antrag aus den in Satz 4 genannten Gründen zu verlängern. Gründe
für eine Verlängerung sind

1. Urlaub nach § 70 oder § 71,

2. Urlaub zur Ausübung eines Mandats,
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3. Urlaub für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine außerhalb des
Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaftliche, künstlerische
oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung,

4. Grundwehr- und Zivildienst oder

5. Inanspruchnahme von Elternzeit und Pflegezeit nach den Regelungen über die Eltern-
zeit und Pflegezeit oder Beschäftigungsverbot nach den Regelungen über den Mut-
terschutz in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist.

Dies gilt entsprechend im Fall einer

1. Teilzeitbeschäftigung,

2. Ermäßigung der Arbeitszeit zur Ausübung eines Mandats oder

3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder Schwerbehin-
dertenvertretung oder zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Abs. 4 Satz 1, § 24
des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen, § 22 des Geset-
zes über die Kunsthochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen,

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. Eine
Verlängerung darf den Umfang des Urlaubs, der Freistellung oder der Ermäßigung der
Arbeitszeit und in den Fällen des Satzes 4 Nr. 1 bis 3 und des Satzes 5 die Dauer von jeweils
zwei Jahren nicht überschreiten. Mehrere Verlängerungen nach Satz 4 Nr. 1 bis 4 und
Satz 5 dürfen insgesamt die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. Verlängerungen
nach Satz 4 Nr. 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen Verlängerungen zusammentreffen,
insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. Eine erneute Berufung in ein Beamtenverhältnis
auf Zeit ist nicht zulässig. § 31 Abs. 3 findet keine Anwendung; mit Ablauf der Amtszeit
ist der Beamte entlassen.

(3) Zur Feststellung der pädagogischen Eignung können Professoren auch in ein Beam-
tenverhältnis auf Probe berufen werden.

§ 124
Sonderregelungen

(1) Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen Ruhestand und die Arbeits-
zeit sind auf die Professoren nicht anzuwenden. §§ 63 bis 72 gelten entsprechend. Erfordern
die Aufgaben einer Hochschuleinrichtung ausnahmsweise eine regelmäßige oder planmä-
ßige Anwesenheit, so kann das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und
Technologie im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium
durch Rechtsverordnung für bestimmte Beamtengruppen die Vorschriften über die Ar-
beitszeit für anwendbar erklären. § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August
2006 geltenden Fassung in Verbindung mit § 62 Abs. 2 finden Anwendung.

(2) Die Professoren können nur mit ihrer Zustimmung abgeordnet oder versetzt werden.
Abordnung und Versetzung in ein gleichwertiges Amt an einer anderen Hochschule sind
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auch ohne Zustimmung des Professors zulässig, wenn die Hochschule oder die Hochschu-
leinrichtung, an der er tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammen-
geschlossen wird oder wenn der Studiengang, in dem er überwiegend tätig ist, ganz oder
teilweise aufgegeben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; in diesen Fällen be-
schränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder Hochschuleinrichtung
auf eine Anhörung. Bei der Auflösung, der Verschmelzung oder einer wesentlichen Än-
derung des Aufbaues oder der Aufgaben von Hochschulen des Landes, deren Ausbil-
dungsgänge ausschließlich auf den öffentlichen Dienst ausgerichtet sind, gelten für Pro-
fessoren, deren Aufgabengebiet davon berührt wird, §§ 24 und 25 entsprechend, wenn eine
ihrem bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht möglich ist.

(3) Fällt der Monat, in dem ein Professor die Altersgrenze erreicht, in die Vorlesungszeit,
so tritt der Professor abweichend von § 31 Abs. 1 Satz 1 mit Ablauf des letzten Monats
der Vorlesungszeit in den Ruhestand.

(4) Professoren dürfen im Rahmen von § 78 Abs. 3 und 4 ihre Amtsbezeichnung ohne
Zusatz weiterführen. § 78 Abs. 2 Satz 3 findet nach der Ernennung zum Präsidenten oder
zum Rektor keine Anwendung.

§ 125
Juniorprofessoren

(1) Die Juniorprofessoren werden in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. Die Dauer
der Berufung richtet sich nach § 39 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen, § 32 Abs. 4 des Gesetzes über die Kunsthochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen. Für eine darüber hinausgehende Verlängerung gilt § 123 Abs. 2
Sätze 3 bis 8 entsprechend. Eine erneute Berufung als Juniorprofessor ist ausgeschlossen.
§ 31 Abs. 3 findet keine Anwendung; mit Ablauf der Amtszeit ist der Beamte entlassen.

(2) Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen Ruhestand, die Probezeit und
die Arbeitszeit sind auf die Juniorprofessoren nicht anzuwenden. § 124 Abs. 1 Sätze 2 bis
4 und Abs. 2 gelten entsprechend.

§ 126
Nebentätigkeit

(1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit sind Professoren sowie Juniorprofessoren nur
insoweit verpflichtet, als die Nebentätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit ihren
Dienstaufgaben in Lehre, Forschung, Kunst und künstlerischen Entwicklungsvorhaben
steht.

(2) Das wissenschaftliche und künstlerische Personal (§ 121) hat nicht genehmigungs-
pflichtige Nebentätigkeiten im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 2 und 3, die gegen Vergütung
ausgeübt werden sollen, der dienstvorgesetzten Stelle vor Aufnahme unter Angabe von
Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie der voraussichtlich zu erwartenden Entgelte und
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geldwerten Vorteile anzuzeigen. Die oberste Dienstbehörde kann bei geringfügigen Ne-
bentätigkeiten auf die Anzeige allgemein verzichten.

(3) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie erlässt für
das wissenschaftliche und künstlerische Personal (§ 121) nach Anhörung der Hochschulen
im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium die Rechtsver-
ordnung nach § 57 einschließlich näherer Bestimmungen zu den Absätzen 1 und 2.

§ 128
Übergang Anstellung

(1) Das Beamtenverhältnis auf Probe ist für Beamte, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes ihre regelmäßige oder im Einzelfall festgesetzte Probezeit abgeleistet und
sich bewährt, das 27. Lebensjahr aber noch nicht vollendet haben, in das Beamtenverhältnis
auf Lebenszeit umzuwandeln.

(2) Das Beamtenverhältnis auf Probe ist für Beamte, die sich im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes in der regelmäßigen oder im Einzelfall festgesetzten Probezeit befin-
den, nach erfolgreichem Abschluss dieser Probezeit in das Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit umzuwandeln.

§ 131
Übergang Altersteilzeit, Altersurlaub

Für Beamte, die Altersteilzeit oder Altersurlaub bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes an-
getreten haben, verbleibt es bei der bisherigen Altersgrenze.

§ 138
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Ausnahme von § 77 Abs. 9 mit Wirkung vom 1. April 2009 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Beamtengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 706), außer Kraft.
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